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Preußiſche Geſetzzaammlung 


—— Nr. 32. 


Inhalt: Ausführungsbeſtimm ungen des Staatsminiſteriums zu den Vorſchriften über die Reiſekoſten 
der Staatsbeamten. S. 269. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 
durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichen landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw. S. 288. 


(Nr. 11075.) Ausführungsbeſtimmungen des Staatsminiſteriums zu den Vorſchriften über 
die Reiſekoſten der Staatsbeamten. Vom 24. September 1910. 


Ai Grund der §9 4, 5, 14 des Geſetzes, betreffend die Reiſekoſten der 
Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 G(eſetzſamml. S. 150) wird unter Auf⸗ 
hebung der Ausführungsbeſtimmungen zu den Vorſchriften über die Tagegelder 
und Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 11. November 1903 Geſetzſamml. 
S. 231) und der ſonſtigen entgegenſtehenden Vorſchriften folgendes beſtimmt: 


I. Ausführung der Reiſe. 
971 

Die Beamten find verpflichtet, Dienſtreiſen, zu denen auch Verſetzungs⸗ 
reiſen rechnen, mit möglichſt geringem Zeitaufwand auszuführen, unnötige Hin⸗ 
und Herreiſen zu vermeiden, ſoweit angängig mehrere Dienſtgeſchäfte bei einer 
Reiſe zu verbinden und überhaupt darauf bedacht zu ſein, daß der Staatskaſſe 
möglichſt geringe Koſten erwachſen. 

82. 

Beamte, denen für Eiſenbahnreiſen innerhalb des Reichsgebiets ein Kilometer⸗ 
ſatz von 7 Pfennig oder mehr zuſteht, ſind zur Benutzung von Schnellzügen 
verpflichtet, wenn dadurch eine im dienſtlichen Intereſſe liegende Zeiterſparnis 
erzielt oder eine Unterbrechung der Reiſe vermieden wird. Die gleiche Ver⸗ 
pflichtung haben auch die übrigen Beamten, wenn dieſe Züge die dritte Wagen⸗ 
klaſſe führen. 

Si 


Die Beamten find verpflichtet, bei Dienſtreiſen Kleinbahnen (nebenbahn⸗ 
ähnliche Kleinbahnen und Straßenbahnen) zu benutzen. 
Auf die Reiſen mit nebenbahnähnlichen Kleinbahnen ſind die Vorſchriften 
über die Reiſen mit Eiſenbahnen entſprechend anzuwenden. 
Geſetzſammlung 1910. (Nr. 11075.) 49 
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Ob eine Kleinbahn eine nebenbahnähnliche iſt, entſcheidet die Angabe des 
Reichskursbuchs, nötigenfalls der Verwaltungschef in Gemeinſchaft mit dem 
Finanzminiſter. 

§ 4. 

Zur Reiſe ſind, wenn dadurch Mehrkoſten vermieden werden können, auch 

Sonn⸗ und Feiertage zu benutzen. 


5. 

Dienſtreiſen müſſen in den Monaten April bis September von 6 Uhr 
morgens und in den Monaten Oktober bis März von 7 Uhr morgens ab an⸗ 
getreten werden, wenn die Zahl der Reiſetage dadurch beeinflußt wird, wird 
trotzdem die Reiſe aus beſonderen Rückſichten zu einem ſpäteren Zeitpunkt an⸗ 
getreten, ſo iſt dies in der Reiſekoſtenrechnung zu begründen. 


§ 6. . 

Die Weiter⸗ oder Rückreiſe hat nach beendetem Dienſtgeſchäfte noch an 
demſelben Tage zu erfolgen, wenn dies mit den beſtehenden Verbindungen mög⸗ 
lich iſt, nötigenfalls unter Benutzung von Lohnfuhrwerk. Hat das Dienſtgeſchäft 
oder die Hinreiſe nebſt dem Dienſtgeſchäfte 7 Stunden oder mehr in Anſpruch 
genommen, ſo darf bei Reiſen, die nicht beſonders beſchleunigt werden müſſen, 
die Weiter⸗ oder Rückreiſe an demſelben Tage unterbleiben, wenn noch ein Reiſe⸗ 
weg von mehr als 2 Stunden zurückzulegen iſt. 

Iſt die Weiter⸗ oder Rückreiſe an demſelben Tage unterblieben, ohne daß 
die Vorausſetzungen des Abſ. 1 vorlagen, fo iſt dies in der Reiſekoſtenrechnung 
zu begründen. f 
| § 7. 


Bei Bemeſſung der Geſamtdauer einer Reiſe, die mit der Eiſenbahn, dem 
Schiffe oder der Poſt angetreten oder beendet wird, gilt als Zeitpunkt des An⸗ 
tritts und der Beendigung der Zeitpunkt, in welchem das Verkehrsmittel fahr: 
planmäßig die Station oder den Anlegeplatz des Wohnorts verläßt oder erreicht. 
Verſpätungen kommen nur in Betracht, wenn ſie mehr als eine Stunde betragen. 

Bei anderen Reiſen iſt für den Antritt und die Beendigung der Reiſe 
der Zeitpunkt maßgebend, in welchem der Beamte die Wohnung, den Dienſt⸗ 
raum uſw. verläßt oder wieder betritt. Das Gleiche gilt im Falle des Abſ. 1, 
wenn die Eiſenbahnſtation oder der Anlegeplatz 2 Kilometer oder mehr von der 
Grenze des Wohnorts entfernt liegt. 


n 
Zum Zwecke der Übernachtung darf eine Eiſenbahn- oder Schiffsreiſe, die 
nicht außergewöhnlich beſchleunigt werden muß, nur unterbrochen werden, wenn 
der Geſchäftsort und bei der Rückreiſe der Wohnort trotz vorſchriftsmäßigen 
Antrikts der Reiſe (§ 5) mit den beſtehenden Verbindungen erſt nach einer min⸗ 
deſtens 12 ſtündigen Reiſezeit erreicht werden kann. 
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Iſt bei einer Eiſenbahnreiſe infolge der Benutzung eines Schlafwagens 
eine Erſparnis an Tagegeldern eingetreten, ſo wird dem Beamten der Preis für 
die Schlaſwagenkarte erſtattet. 

Eine Schiffsreiſe darf, auch wenn die Vorausſetzung des Abſ. 1 vorliegt, 
zum Zwecke der Übernachtung nicht unterbrochen werden, wenn an Bord Schlaf⸗ 
einrichtungen für Reiſende vorhanden ſind oder durch eine Ausſchiffung die Reiſe⸗ 
dauer infolge ungünſtiger weiterer Beförderungsgelegenheiten weſentlich verlängert 
werden würde. 

Eine Landwegreiſe, die nicht außergewöhnlich beſchleunigt werden muß, 
darf zum Zwecke der Übernachtung unterbrochen werden, wenn mindeſtens 
75 Kilometer Landweg zurückgelegt ſind. 

Wird die Reiſe zum Zwecke der Übernachtung unterbrochen, ſo gelten für 
die Weiterreiſe am folgenden Tage die Beſtimmungen des $ 5. 

Hat ein Beamter, obwohl die Vorausſetzungen der Abſ. 1, 3 und 4 nicht 
gegeben waren, die Reiſe zum Zwecke der Übernachtung unterbrochen, ſo hat er 
dies in der Reiſekoſtenrechnung zu begründen. 


5 8 9. 

Wird ein Beamter genötigt, aus privaten Rückſichten oder, weil er 
erkrankt, eine Dienſtreiſe oder die dienſtliche Tätigkeit während einer Dienſtreiſe 
zu unterbrechen, ſo hat er dies der vorgeſetzten Behörde tunlichſt unverzüglich 
anzuzeigen. 

Durch eine Unterbrechung aus privaten Rückſichten dürfen der Staatskaſſe 
keine Mehrkoſten erwachſen. 

$ 10. 

Eine Dienſtreiſe und eine Urlaubsreiſe dürfen nur mit Zuſtimmung der 

vorgeſetzten Behörde verbunden werden. 


II. Vorausſetzungen für die Gewährung von Reiſekoſten. 


ö : ab 

Reiſekoſten (Tagegelder und Fahrkoſten) werden gewährt, wenn die Ent 
fernung von der Grenze des Wohnorts bis zur Mitte des Geſchäftsorts (bei 
Verſetzungsreiſen bis zur Mitte des neuen Wohnorts) und die Entfernung von 
der Grenze des Geſchäftsorts bis zur Mitte des Wohnorts (bei Verſetzungsreiſen 
von der Grenze des neuen bis zur Mitte des bisherigen Wohnorts) mindeſtens 
je 2 Kilometer betragen. Werden auf einer Dienſtreiſe mehrere Geſchäftsorte berührt, 
ſo werden Reiſekoſten gewährt, wenn zwiſchen dem Wohnort und einem der Ge⸗ 
ſchäftsorte dieſe Entfernungen über die Mitte der übrigen Geſchäftsorte in der 
einen wie in der anderen Reiſerichtung mindeſtens je 2 Kilometer betragen (vgl. 
Beiſpiel 4). 

Beträgt eine dieſer Entfernungen weniger als 2 Kilometer, fo werden not- 
wendige Unkoſten wie Brücken⸗ und Fährgeld erſtattet, die Auslagen für die 
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Beförderung aber nur dann, wenn der Beamte durch außergewöhnliche Umſtände 
genötigt war, eine Fahrgelegenheit zu benutzen. 

Für die Berechnung der Entfernung (Abſ. 1) iſt die kürzeſte fahrbare und 
in Ermangelung einer fahrbaren die kürzeſte benutzbare Landwegſtrecke und, ſoweit 
eine Landwegverbindung nicht vorhanden iſt, die Luftlinie maßgebend. Die Feft- 
ſtellung erfolgt mit den im H 35 für Landwegſtrecken angegebenen Hilfsmitteln. 

Der Anſpruch auf Reiſekoſten wird im Falle des Abſ. 1 nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß die Entfernung bei Benutzung der Eiſenbahn, Kleinbahn oder 
des Schiffes weniger als 2 Kilometer beträgt. 


$ 12. 

Als Wohnort gilt die hauptſächlich von Gebäuden oder eingefriedigten 
Grundſtücken eingenommene Fläche eines Gemeinde- oder Gutsbezirkes, in der 
ſich der Dienſtraum (dienſtlicher Wohnort) oder die Wohnung (tatfächlicher 
Wohnort) des Beamten befindet. Dabei gilt als Ortsgrenze die Außenlinie dieſer 
Fläche ohne Nüdficht auf vereinzelte Ausbauten oder Anlagen. Eine ſolche Fläche 
gilt auch dann als einziger Ort, wenn für einzelne Teile beſondere Ortsbezeich— 
nungen üblich find. Sind in einem Gemeinde- oder Gutsbezirke mehrere getrennt 
voneinander liegende geſchloſſene Ortſchaften oder geſchloſſene Ortsteile vorhanden, 
ſo iſt jede Ortſchaft und jeder Ortsteil für ſich als ein Ort anzuſehen. Hierbei 
gelten die durch öffentliche Anlagen, Gewäſſer, Feſtungswerke und Rayon⸗ 
beſchränkungen bewirkten Unterbrechungen des baulichen Zuſammenhanges nicht 
als Trennung. 

Liegt der Dienſtraum oder die Wohnung des Beamten außerhalb eines 
ſolchen Ortes, ſo ſind ſie im Sinne dieſer Beſtimmungen als Wohnort anzuſehen. 

Die vorgeſetzte Behörde beſtimmt im Zweifelsfalle, welcher Dienſtraum für 
die Beſtimmung des dienſtlichen Wohnorts maßgebend iſt. 


§ 13. 

Als Geſchäftsort (Ort des Dienſtgeſchäfts) gilt die hauptſächlich von Ge⸗ 
bäuden oder eingefriedigten Grundſtücken eingenommene Fläche eines Gemeinde- 
oder Gutsbezirkes, in der das Dienſtgeſchäft ausgeführt wird; § 12 Abſ. 1 
Satz 2 bis 5 finden entſprechende Anwendung. In ſinngemäßer Weiſe beſtimmt 
ſich der Begriff des auswärtigen Übernachtungsorts und des Urlaubsorts. 

Liegt die Stelle, an der das Dienſtgeſchäft ausgeführt wird oder das aus⸗ 
wärtige Nacht⸗ oder Urlaubsquartier ſich befindet, außerhalb eines ſolchen Ortes, 
jo iſt fie im Sinne dieſer Beſtimmungen als Geſchäftsort, Übernachtungsort oder 
Urlaubsort anzuſehen. 

§ 14. 

Wenn der Wohnort des Beamten als Anfangs- oder Endpunkt einer 
Dienſtreiſe in Betracht kommt, iſt darunter der dienſtliche Wohnort zu verſtehen. 

Iſt der tatſächliche, vom dienſtlichen verſchiedene Wohnort zugleich Gefchäftsort 
oder ergibt ſich unter Berückſichtigung der Beſtimmungen des § 11 zwiſchen dem 
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Geſchäftsort und dem tatſächlichen Wohnort eine geringere Entfernung als 2 Kilo⸗ 
meter, ſo bleibt der dienſtliche Wohnort außer Betracht. Nötigen in dieſem Falle 
dienſtliche Gründe dazu, die Reiſe vom dienſtlichen Wohnort aus anzutreten, fo 
werden die Auslagen für die Beförderung erſtattet; eine Belegung iſt nicht er⸗ 
forderlich. 


$ 15. 


Werden eine Dienftreife und eine Urlaubsreiſe miteinander verbunden, fo 

werden Reiſekoſten nur für den dienſtlich zurückgelegten Teil der Reiſe gewährt. 

Als dienſtlich zurückgelegt gilt: i 

1. beim Anſchluß einer Urlaubsreiſe an eine Dienſtreiſe die Strecke vom 
Wohnorte zum Geſchäftsort und zurück, 

2. beim Anſchluß einer Dienſtreiſe an eine Urlaubsreiſe die Strecke vom 
Urlaubsorte zum Geſchäftsort und von dieſem zum Wohnorte, ſoweit 
ſie die Strecke überſteigt, die der Beamte auch ohne das Dienſtgeſchäft 
zur Rückkehr vom Urlaub hätte zurücklegen müſſen; 

3. bei Unterbrechung des Urlaubs durch eine Dienſtreiſe die Strecke vom 
Urlaubsorte zum Geſchäftsort und von dieſem zu dem Orte, an dem 
der Beamte den weiteren Urlaub verbringt, die letztere Strecke aber 
nur, ſoweit fie nicht größer iſt, als die erſtere ; 

4. in den Fällen 2 und 3, wenn der Auftrag zu dem Dienſtgeſchäft 
ſchon vor Antritt der Urlaubsreiſe erteilt und die Urlaubsreiſe mit Rück⸗ 
ſicht darauf eingerichtet war, die Strecke vom Wohnorte zum Geſchäfts⸗ 
ort und zurück. 


Erledigt der beurlaubte Beamte im Falle 3 das Dienſtgeſchäft am Wohn⸗ 
orte, ſo erhält er für den Aufenthalt dort keine Tagegelder. Erledigt er das 
Dienſtgeſchäft ohne Reiſe, zum Beiſpiel am Urlaubsorte ſelbſt oder unter Be⸗ 
rückſichtigung der Beſtimmungen des § 11 in geringerer Entfernung als 2 Kilo⸗ 
meter von ihm, fo erhält er nur Tagegelder für die zur Erledigung des Dienft- 
geſchäfts erforderliche Zeit. 


$ 16. 


Die Gänge eines Beamten zwiſchen ſeinem Wohnort und ſeiner regel⸗ 
mäßigen Dienſtſtätte gelten nicht als Dienſtreiſen, auch wenn die Entfernung 2 Kilo⸗ 
meter oder mehr beträgt. 

Auch die in Ausübung des regelmäßigen Dienſtes ſtändig wiederkehrenden 
Gänge eines Beamten gelten nicht als Dienſtreiſen. Die Feſtſtellung und die 
Entſcheidung darüber, ob die Zurücklegung einer Strecke als ein ſolcher Gang 
anzuſehen iſt, erfolgt im Zweifelsfalle durch den Verwaltungschef. 

Benutzt der Beamte in den Fällen der Abſ. 1 und 2 mit Zuſtimmung 
der vorgeſetzten Behörde zur Beſchleunigung die vorhandenen regelmäßigen Fahr⸗ 
gelegenheiten, ſo werden ihm die Auslagen für die Beförderung erſtattet; eine 
Belegung iſt nicht erforderlich. 


Sale, 

Wird eine Dienſtreiſe oder die dienſtliche Tätigkeit während einer Dienſt⸗ 
reiſe durch beſondere Umſtände, die nicht auf privaten Rückſichten beruhen, oder 
durch Sonn- oder Feiertage oder durch Krankheit des Beamten unterbrochen, ſo 
erhält der Beamte auch für die Zeit der Unterbrechung Tagegelder. Solche 
Unterbrechungen ſind in der Reiſekoſtenrechnung zu begründen. 

Stehen dienſtliche Gründe oder die beſtehenden Verbindungen der Rückkehr 
zum Wohnorte nicht entgegen und iſt im Falle der Erkrankung der Beamte außer⸗ 
dem reiſefähig, ſo werden, gleichgültig, ob der Beamte zurückgereiſt iſt oder nicht, 
Tagegelder für die Zeit der Unterbrechung oder Reiſekoſten für die Reiſe zum 
Wohnort und zurück gewährt, je nachdem es für die Staatskaſſe günſtiger iſt. 
Das Gleiche gilt unter den gleichen Vorausſetzungen, wenn der Beamte bei einer 
mehrere Tage erfordernden Dienſttätigkeit täglich zum Wohnorte zurückkehren 
kann. Soweit in dieſen Fällen Eiſenbahnſtrecken oder Schiffſtrecken in Betracht 
kommen, wird der Vergleichsberechnung, wenn für den Beamten verſchiedene 
Kilometerſätze vorgeſehen ſind, der höhere Kilometerſatz zu Grunde gelegt. Stellt 
ſich dabei die Reiſe zum Wohnort und zurück billiger, ſo werden, wenn der Be⸗ 
amte zum Wohnorte tatſächlich zurückgekehrt iſt, die Fahrkoſten nach der Wagen- 
oder Schiffsklaſſe, für die der Fahrpreis bezahlt iſt, unter Berückſichtigung der 
§§ 24 ff., ſonſt nach § 26 Satz 2 gewährt. 


§ 18. 

Unter Zugang und Abgang wird die Zurücklegung des Weges zu und 
von der Eiſenbahnſtation, der Halteſtelle der Kleinbahn oder dem Anlege- oder 
Liegeplatz des Schiffes an einem der in den §§ 12 und 13 bezeichneten Orte 
verſtanden. 

Die Zurücklegung dieſes Weges gilt nicht als Zugang oder Abgang, wenn 
die Eiſenbahnſtation, die Halteſtelle der Kleinbahn oder der Anlege- oder Liege⸗ 
platz des Schiffes 2 Kilometer oder mehr von der Ortsgrenze entfernt iſt. An 
einem Geſchäftsort, an dem nicht übernachtet wird, gilt die Zurücklegung dieſes 
Weges auch dann nicht als Zugang oder Abgang, wenn die im Satz 1 ge⸗ 
nannten Punkte außerhalb der Ortsgrenze liegen und an die Zurücklegung dieſes 
Weges eine Landwegſtrecke unmittelbar anſchließt. 

Ein Zugang oder Abgang iſt nicht vorhanden, wenn die Reiſe bei Eiſen⸗ 
bahnreiſen unmittelbar vom Bahngebiete, bei Schiffsreiſen unmittelbar vom An⸗ 
lege- oder Liegeplatz oder vom Ufer oder vom Gebiete der Strom- oder Hafen⸗ 
anlagen aus unternommen oder dort beendet wird oder von dort aus, ohne daß 
dieſe Gebiete verlaſſen werden, fortgeſetzt wird. 


9 19. 
Unter unentgeltlich geſtellten Verkehrsmitteln werden ſolche verſtanden, 
deren Koſten aus ſtaatlichen Kaſſen beſtritten werden, und ſolche, die ſonſt dem 
Beamten zur unentgeltlichen Benutzung oder Mitbenutzung eingeräumt werden. 


ae 


III. Berechnung der eiſekoſten. 


1. Berechnung der Tagegelder. 
§ 20. 
Der Tag der Abreiſe und der Tag der Ankunft werden als Reiſetage 
berechnet, unbeſchadet der Pflicht des Beamten, die Reiſetage möglichſt auch zur 
Erledigung der Dienſtgeſchäfte zu benutzen. 


9 21. 

Tagegelder können für denſelben Tag nur einmal gewährt werden, auch 
wenn mehrere Reiſen ausgeführt werden. Die ermäßigten Tagegelder für Reiſen, 
die an demſelben Tage angetreten und beendet werden, oder die ſich auf zwei 
Tage erſtrecken und innerhalb 24 Stunden beendet werden, ſind auch dann nur 
einmal zu zahlen, wenn mehrere Reiſen innerhalb dieſer Zeiträume ausgeführt 
werden. 

Iſt nach einer Sonderbeſtimmung ein geringerer Tagegelderſatz als nach 
dem Reiſekoſtengeſetze vorgeſehen, ſo kann in den Fällen des Abſ. 1 die vor⸗ 
geſetzte Behörde, wenn nach ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen der geringere Tage⸗ 
gelderſatz nicht ausreichend erſcheint, ihn bis zum Betrage der Sätze des Reiſe⸗ 
koſtengeſetzes erhöhen. ö 

9 22. 

Bezieht ein Beamter, der vorübergehend außerhalb ſeines Wohnorts be⸗ 
ſchäftigt wird, die vollen Tagegelder, ſo erhält er bei weiteren Dienſtreiſen 
daneben keine Tagegelder. Bezieht er für die Dauer einer derartigen Beſchäfti⸗ 
gung ermäßigte Tagegelder oder eine Pauſchvergütung, ſo erhält er bei weiteren 
Dienftreifen daneben die gefeh- oder verordnungsmäßigen Tagegelder unverkürzt. 


2 
Sind einem Beamten für die Zeit feines Aufenthalts außerhalb des Reichs⸗ 
gebiets erhöhte Tagegelder bewilligt, ſo erhält er für den Tag des Überganges 
von dem Reichsgebiet in das Ausland die erhöhten, für den Tag der Rückkehr 
in das Reichsgebiet die niedrigeren Tagegelder. Erfolgt der Übergang von dem 
Reichsgebiet in das Ausland und die Rückkehr in das Reichsgebiet an demſelben 
Tage, ſo werden die erhöhten Tagegelder gezahlt. 


2. Berechnung der Fahrkoſten. 
| § 24. 

Der Berechnung der Fahrkoſten iſt in der Regel der von dem Beamten 
tatſächlich eingeſchlagene Weg zu Grunde zu legen. Der Beamte iſt verpflichtet, 
denjenigen Weg zu wählen, welcher ſich für die Staatskaſſe unter Berückſichtigung 
der Tagegelder als der möglichſt günſtige darſtellt, mit den beſtehenden Ver⸗ 
bindungen nach dem Zwecke der Reiſe und den Umftänden des einzelnen Falles 
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benutzt werden konnte und deſſen Benutzung auch der Verkehrsſitte entſpricht. 
Ein Umweg iſt bei der Berechnung der’ Fahrkoſten nur dann zu berückſichtigen, 
wenn durch ihn eine im dienſtlichen Intereſſe liegende Zeiterſparnis erzielt oder 
eine Unterbrechung der Reiſe vermieden iſt. Zum Nachweiſe, daß der Umweg 
gemacht iſt, genügt die Verſicherung des Beamten; die Notwendigkeit des 
Umwegs iſt in der Reiſekoſtenrechnung zu begründen. Hat der Beamte aus 
anderen Gründen einen Umweg gemacht, ſo darf er ihn nicht in Rechnung ſtellen. 


§ 25. 

Hat ein Beamter bei einer Strecke, die mit der Eiſenbahn oder dem 
Schiffe zurückgelegt werden kann, einen anderen Weg eingeſchlagen als den, 
welcher nach $ 24 der Berechnung der Fahrkoſten zu Grunde zu legen iſt, ſo 
richtet ſich der Kilometerſatz nach derjenigen Wagen⸗ oder Schiffsklaſſe, für welche 
der Fahrpreis auf der von dem Beamten tatjächlich zurückgelegten Strecke 
bezahlt iſt. 

g Iſt auf dieſer Strecke der Fahrpreis für verſchiedene Magen: oder Schiffs⸗ 
klaſſen bezahlt, ſo wird, wenn für den Beamten verſchiedene Kilometerſätze vor⸗ 
geſehen ſind, bei der Berechnung der Fahrkoſten der höhere Kilometerſatz auf die 
gleiche Entfernung gewährt, für die der höhere Fahrpreis bezahlt iſt. Im 
übrigen wird der niedrigere Kilometerſatz gewährt. 


§ 26. 

Soweit ein Beamter bei einer Strecke, die mit der Eiſenbahn oder dem 
Schiffe zurückgelegt werden kann, die Eiſenbahn oder das Schiff nicht benutzt 
hat, bleibt die tatfächlich zurückgelegte Strecke außer Betracht. Er erhält Fahr⸗ 
koſten nur für die Strecke, die er mit der Eiſenbahn oder dem Schiffe hätte 
zurücklegen können, und zwar, wenn für ihn verſchiedene Kilometerſätze vorgeſehen 
find, nach dem niedrigeren Kilometerſatze. Nur wenn der Beamte dabei ſtatt der 
Eiſenbahn oder des Schiffes ein unentgeltlich geftelltes Verkehrsmittel benutzt hat, 
deſſen Koſten aus ſtaatlichen Kaſſen beſtritten werden, erhält er auch für die 
Strecke, die er mit der Eiſenbahn oder dem Schiffe hätte zurücklegen können, 
keine Fahrkoſten. 

§ 27. P; 

Soweit ein Beamter auf einer Strecke, die nicht mit der Eiſenbahn, der 
Kleinbahn oder dem Schiffe zurückgelegt werden kann, ein unentgeltlich geſtelltes 
Verkehrsmittel, deſſen Koſten nicht aus ſtaatlichen Kaſſen beſtritten werden, benutzt 
hat, erhält er für das Kilometer als Entſchädigung für Nebenkoſten die Hälfte 
des im § 3 Abſ. 1 Nr. 2 des Reiſekoſtengeſetzes vorgeſehenen Fahrkoſtenſatzes. 

Allerhöchſte Anordnungen über die Vergütung für Reiſen mit den aus 
Kronfideikommißfonds bezahlten Verkehrsmitteln bleiben unberührt. 


8 $ 28. 
Haben auf einer Strecke, die nicht mit der Eiſenbahn, der Kleinbahn oder 
dem Schiffe zurückgelegt werden kann, mehrere Beamte gemeinſchaftlich dasſelbe 
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Verkehrsmittel benutzt und iſt das Verkehrsmittel von einem oder mehreren der 
an der Dienſtreiſe beteiligten Beamten den übrigen zur unentgeltlichen Benutzung 
oder Mitbenutzung eingeräumt worden, ſo erhalten die Beamten, welche die Koſten 
des Verkehrsmittels tragen, an Fahrkoſten 30 Pfennig für das Kilometer. Die 
Vergütung der übrigen Beamten beſtimmt ſich nach H 27. 


§ 29. 

Die im § 3 Abſ. 3 des Reiſekoſtengeſetzes feſtgeſetzte Vergütung für Zugang 
und Abgang wird nur für den Zugang und Abgang am Wohnort oder an 
einem auswärtigen Übernachtungsorte gewährt. Hierbei gilt als Wohnort auch 
der Urlaubsort. 

Erfolgt der Zu- oder Abgang im Falle des Abſ. 1 mit einem unentgelt⸗ 
lichen Verkehrsmittel, ſo wird die Vergütung nicht gewährt. Werden die Koſten 
dieſes Verkehrsmittels nicht aus ſtaatlichen Kaſſen beſtritten, fo wird als Ent⸗ 
ſchädigung für Nebenkoſten die Hälfte der im § 3 Abſ. 3 des Reiſekoſtengeſetzes 
vorgeſehenen Vergütung für Zu- oder Abgang gewährt. 


§ 30. 

Für den Zugang und Abgang am Geſchäftsorte wird, unbeſchadet der Be⸗ 
ſtimmung des $ 37, ein Vergütung nicht gewährt. Ebenſo wird, wenn an einem 
Orte mehrere Eiſenbahnſtationen, Halteſtellen der Kleinbahn oder Anlege- oder 
Liegeplätze für Schiffe ſich befinden, für den Übergang des Beamten von einem 
dieſer Punkte zum anderen, unbeſchadet der Beſtimmung des $ 37, eine Vergütung 
nicht gewährt. Ob an einem Orte mehrere Eiſenbahnſtationen oder Anlegeplätze 
ſich befinden, entſcheidet die Angabe des Reichskursbuchs. 


D 
Gilt die Zurücklegung des im § 18 Abf. 1 bezeichneten Weges nach 918 
Abſ. 2 nicht als Zu- oder Abgang, ſo werden dafür Fahrkoſten gewährt. Wenn 
in dieſem Falle die Strecke mit der Straßenbahn zurückzulegen iſt, werden die 
Auslagen für die Beförderung mit der Straßenbahn erſtattet ($ 32). Am Wohnort 
und am auswärtigen Übernachtungsorte find dabei mindeſtens Beträge zu gewähren, 
die der geſetz- oder verordnungsmäßigen Vergütung für Zus oder Abgang gleich⸗ 
kommen. 
ft im Falle des § 18 Abſ. 3 ein Zu- oder Abgang am Wohnort oder 
am auswärtigen Übernachtungsorte nicht vorhanden, ſo können einem Beamten, 
der für die Reiſe wegen Unentgeltlichkeit des Verkehrsmittels keine Kilometer⸗ 
vergütung erhält, Auslagen bis zur Höhe der halben der im § 3 Abſ. 3 des 
Reiſekoſtengeſetzes vorgeſehenen Vergütung für Zus oder Abgang erſtattet werden; 
eine Belegung iſt nicht erforderlich. 
§ 32. 
Bei Reiſen mit der Straßenbahn werden nur die Auslagen für die Be⸗ 
förderung und bis zur Höhe der gejeg- oder verordnungsmäßigen Vergütung 
Gefehfammlung 1910. (Nr. 11075.) 50 
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auch die Auslagen für Zu⸗ und Abgang am Wohnort und am auswärtigen 
Übernachtungsort erſtattet. Eine Belegung iſt nicht erforderlich. 

In der Reiſekoſtenrechnung ſind die Straßenbahnſtrecken beſonders an⸗ 

zugeben. 
§ 33. 

Iſt für eine Strecke, die mit einer Kleinbahn hätte zurückgelegt werden 
können, ein anderes Verkehrsmittel benutzt, ſo wird die etwa höhere Entſchädigung 
dafür gewährt, wenn nach dem Zwecke der Reiſe und den Umſtänden des einzelnen 
Falles die Benutzung der Kleinbahn der Verkehrsſitte nicht entſprochen hätte, 
insbeſondere wenn die Benutzung der Kleinbahn im Intereſſe einer angemeſſenen 
Erledigung der Reiſe ungeeignet geweſen wäre. 

Als Fälle letzterer Art gelten: 

1. wenn durch die Benutzung eines anderen Verkehrsmittels als der Klein⸗ 

bahn eine im dienſtlichen Intereſſe liegende Zeiterſparnis erzielt wird, 

2. wenn dadurch eine zweckmäßigere Zeiteinteilung bei der Erledigung der 

auswärtigen Dienſtgeſchäfte ermöglicht wird, | 

3. wenn ſich die Kleinbahn zur Beförderung des notwendigen Gepäcks 

nicht eignet 

4, wenn nach der Entſcheidung der vorgeſetzten Behörde die Kleinbahn 

mit Rückſicht auf die dienſtliche Stellung des Beamten nicht als ein 
angemeſſenes Verkehrsmittel erachtet werden kann. Führt eine Klein⸗ 
bahn mehrere Wagenklaſſen, ſo iſt ihre Benutzung mit der dienſtlichen 
Stellung des Beamten ſtets vereinbar. 

Hat der Beamte die Kleinbahn nicht benutzt, ſo hat er die Gründe dafür 
in der Reiſekoſtenrechnung anzugeben. 


§ 34. 

Für die Berechnung der Fahrkoſten iſt bei Eiſenbahn⸗ oder Schiffſtrecken 
die Entfernung von Eiſenbahnſtation oder Anlege⸗ oder Liegeplatz des Schiffes 
zu Eiſenbahnſtation oder Anlege⸗ oder Liegeplatz, bei Landwegſtrecken die Ent⸗ 
fernung von Ortsmitte zu Ortsmitte maßgebend. 

Sind mehrere Eiſenbahnſtationen oder Anlegeplätze an einem Orte vorhanden, 
ſo iſt der letzte dieſer Punkte des Antrittsorts und der erſte des Endorts der 
Berechnung zu Grunde zu legen. Nähere oder abweichende Beſtimmungen für 
einzelne Orte können von dem Verwaltungschef in Gemeinſchaft mit dem Finanz⸗ 
miniſter erlaſſen werden. 

Bei der Berechnung der Fahrkoſten für Landwegſtrecken tritt an die Stelle 
der Ortsmitte, wenn der Anfangs- oder Endpunkt der Landwegſtrecke außerhalb 
eines Ortes liegt, dieſer Anfangs- oder Endpunkt. f 

1 5 

Für die Feſtſtellung der Entfernungen bei Eiſenbahnſtrecken, Kleinbahn⸗ 

ſtrecken und Schiffſtrecken ſind die Angaben des Reichskursbuchs maßgebend. 
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Sind bei Kleinbahnſtrecken die Entfernungen aus dem Reichskursbuche nicht er⸗ 
ſichtlich, fo entſcheiden die von den Kleinbahnunternehmungen bekanntgemachten 
Fahrpläne oder Entfernungstafeln oder, wenn dieſe fehlen, die Auskunft der 
Genehmigungs- oder Aufſichtsbehörde. Bei Landwegſtrecken werden die Angaben 
der Poſt⸗ und Eiſenbahnkarte des Deutſchen Reichs zu Grunde gelegt. ; 

Iſt die Feſtſtellung der Entfernungen mit dieſen Hilfsmitteln nicht möglich, 
fo treten an ihre Stelle die amtlichen Entfernungskarten oder, wenn dieſe fehlen, 
die Beſcheinigungen ſachkundiger Behörden, bei Seereiſen die Poſt⸗ und Eiſen⸗ 
bahnkarte des Deutſchen Reichs oder die vom Reichspoſtamte bearbeitete Karte 
der großen Poſtdampfſchiffslinien im Weltverkehr und bei ſonſtigen Dienſtreiſen 
außerhalb des Reichsgebieks die Beſcheinigungen der Kaiſerlichen Geſandtſchaften 
und Konſulate. 

§ 36. 

Bei Reiſen, die teils mit der Eiſenbahn oder dem Schiffe, teils auf dem 
Landweg auszuführen ſind, werden die Eiſenbahn⸗ oder Schiffſtrecken einerſeits 
und die Landwegſtrecken anderſeits beſonders berechnet und für ſich abgerundet. 


9 

Auslagen des Beamten für die Beförderung von Akten, Karten, Geräten uſw., 
deren er zur Erledigung des Dienſtgeſchäfts bedarf, werden geſondert erſtattet. 

Haben die beſtimmungsmäßigen Fahrkoſten, einſchließlich der Vergütung 
für Zu⸗ und Abgang, nicht ausgereicht, um die geſamten Koſten der Beförderung 
des Beamten und des zu ſeinem perſönlichen Gebrauche beſtimmten Gepäcks zu 
decken, fo werden ihm die Mehrauslagen erſtattet. Der Beamte hat zu dieſem 
Zwecke ſeine Auslagen für die Beförderung nach den einzelnen Arten ſummariſch 
geordnet anzugeben; eine Belegung iſt nicht erforderlich. 


3. Feſtſetzung anderweitiger Beträge an Stelle der Reiſekoſten. 
§ 38. 

Die Feſtſetzung anderweitiger Beträge an Stelle der geſetz⸗ oder verordnungs⸗ 
mäßigen Tagegelder und Fahrkoſten ($ 9 des Reiſekoſtengeſetzes) kann darin be⸗ 
ſtehen, daß entweder für die einzelne Reiſe oder einen Teil der Reiſe der geſetz⸗ 
oder verordnungsmäßige Tagegelderſatz und Kilometerſatz oder nur einer von 
beiden ermäßigt oder eine die Reiſekoſten der einzelnen Reiſe oder eines Teiles 
der Reiſe umfaſſende Pauſchvergütung gewährt wird oder daß für alle oder nur 
für beſtimmte Reiſen innerhalb eines Zeitraums eine Pauſchſumme bewilligt wird 
oder daß nur die baren Auslagen erſtattet werden. 5 


IV. Vorſchuß und Keiſekoſtenrechnung. 


$ 39. 
Dem Beamten, der eine Dienſtreiſe auszuführen hat, kann auf ſeinen 
Antrag in den Grenzen der ihm zustehenden Reiſekoſten ein Vorſchuß gezahlt werden. 
50 
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Iſt ein Vorſchuß erhoben, ſo iſt der Betrag und die Kaſſe, die ihn gezahlt 
hat, in der Reiſekoſtenrechnung anzugeben. 
§ 40. 

Die Reiſekoſten werden dem Beamten auf Grund einer beſonderen Be⸗ 
rechnung gezahlt, die, ſoweit der Verwaltungschef nicht ein anderes beſtimmt, 
nach dem anliegenden Muſter aufzuſtellen iſt. Der Beamte iſt für die Richtig⸗ 

DD keit der Angaben in der von ihm zu unterzeichnenden Reiſekoſtenrechnung ver- 
€ antwortlich. 

Die zuftändige Dienftftelle hat die Richtigkeit des Inhalts der Reiſekoſten⸗ 
rechnung zu beſtätigen. Sie erkennt damit gleichzeitig an, daß die Reiſe not- 
wendig und daß die Art der Ausführung und die Dauer angemeſſen war. 


V. Schlußbeſtimmungen. 
§ 41. 
Dieſe Beſtimmungen treten am 1. Oktober 1910 in Kraft. 


Auf Reiſen, die vor dem 1. Oktober angetreten und an dieſem Tage oder 
ſpäter beendet werden, ſind ſie nicht anzuwenden. 


§ 42. 

Bei Reiſen außerhalb des Reichsgebiets ſind dieſe Beſtimmungen an⸗ 
zuwenden, ſoweit nicht die beſonderen Verhältniſſe des Auslandes entgegenſtehen. 
Wie weit dies zutrifft, entſcheidet die Dienftftelle, welche die Richtigkeit der Reiſe⸗ 
koſtenrechnung beſtätigt. 

Bei Reiſen der geſandtſchaftlichen Beamten gelten dieſe Beſtimmungen, 
ſoweit ſich nicht aus den für die Reiſen dieſer Beamten beſtehenden beſonderen 
Vorſchriften ein anderes ergibt oder durch die beſonderen Verhältniſſe des Auslands⸗ 
dienſtes Abweichungen bedingt werden; insbeſondere find die Beſtimmungen, 
welche ſich auf die Benutzung von Kleinbahnen und von unentgeltlich geſtellten 
Verkehrsmitteln beziehen, nicht anzuwenden. 


Berlin, den 24. September 1910. 


Königliches Staatsminiſterium. 


v. Bethmann Hollweg. v. Birpit. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


für die auf Grund der Verfügung de 
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Keiſekoſtenrechnung 


fü a ee von dem Unterzeichneten ausgeführte Dienſtreiſe. 
Strecke, Zugang 
hl die mit der 
Zah Zahl Eiſenbahn, eee 
Zeitpunkt der der nebenbahn⸗ e 
eitpun ähnli 
„%% „ | jene 
der a) des An: abſchnitte 8 oder dem Schiffe tel 
tritt, bis zurückgelegt En 
Aus. mit er⸗ 5 und werden kann hel Reiſen 
führun b) der Be| mit mäßi 24Stunden]| __ mit der 
9 endigung vollen 1 mit dem Angabe der Dienſtgeſchäfte Be⸗ : a 
der Reife 11 zahlte] Ent. Kilo- Ent- zh 
Tage | Tage: efachen Wagen) fer- | meter fer⸗ Kleben 
. 2 einbahn 
geldern l Satze) Sam nung | faß*) | mung | oder dem 
) Eafe)| um m [este99 


Monat/Tag 


*) Wenn die Dienſtreiſe a 
2) Wenn die Dienſtreiſe ſich auf 2 Tage erſtreck 
3) In dieſer Spalte iſt die be 
Kleinbahn oder das Schiff nicht benutzt wo 
dann den für ihn vorgeſehenen niedrigeren 
4) In dieſer Spalte 
mit g und die Entſchädigung f 


6) Der Zur oder Ab 
kennzeichnen, je nachdem die Koſten des 


n demſelben Tage ang 


t und innerhalb 24 Stunder 
zahlte Schiffs klaſſe durch Beif 
rden (§ 26 Ausf.⸗Beſt), jo ift 
Kilometerſatz (ogl. aber § 26 Satz 3). 

iſt der volle Kilometerſatz mit v, 
ür Nebenkoſten bei unentgeltlichem V 
5) In dieſer Spalte iſt jeder Zugang und jeder 
gang mit einem unentgeltlichen Verkehrsm 
Verkehrsmittels aus ſtaaklichen Kaſſen b 


der ermäßigte 


etreten und beendet wird (§ 1 Abſ. 2 des Reiſekoſtengeſetzes). 

beendet wird (§ 1 Abſ. 3 a. a. O.). 

ügung eines S zu kennzeichnen. Iſt die Eiſenbahn, die 
dies durch eine Null zu kennzeichnen; der Beamte erhält 


bei gemeinſchaftlicher Fahrt (§ 3 Abſ. 5 R. K. G.) 
erkehrsmittel (§S 27 Ausf.⸗Beſt) mit u zu kennzeichnen. 

Abgang beſonders aufzuführen. 
iltel (8 29 Abſ. 2 Ausf⸗Beſt) iſt mit Null oder ½ zu 
eſtritten werden oder nicht. 


AS AN Tr 


Berechnung der Tagegelder und Hahrkoſten. 


Geldbetrag 
Mark Pf. 
I. Tagegelder, volle, für Tage je: & MF 
m ermäßigte 1. een n 3 
1 fach, mil 24 i 5555 Mark. 
Auslandstagegelder 5 Doge Mir 
II. Fahrkoſten für . e N öder Schiff N 
10 M Mm Nm ee Pf. 
u 0 0 ee n 
„ a in ))) DE NN Peter 05 
„ % ,,, eines oe Tl ” 
7 1 1 JJ ns TE 7 
„ 1 3 1 
„ Mitnahme eines Dieners ) Be B55 7 
Sue und Abgänge 55 Mi 
een 555 5 
III. Auslagen bei Wee der Straßenbahn: 

1. für Fahre 8 
2. „ Jugang und AbganF dd 

3 % Mitnahme eines Dieners ee 8 

Auf obigen Betrag habe ich einen Vorſchuß von nen Mark gus denk Kaſſe erhalten. 
N. den 


(Name und Dienſtſtellung des Beamten, der die Reiſe ausgeführt hat.) 


Nach den Entfernungen, den Sätzen und rechneriſch richtig (berichtigt auf... Mark . Pf.). 
N denn 
(Name und Dienſtſtellung des Rechnungsbeamten.) 


Die Richtigkeit wird beſtätigt. 


Die. Kaſſe wird angewieſen, den vorſtehenden Betrag mit Mar Pf., 
B ae a ae „zu zahlen und bei Kapitel... Titel! des Etats für 19 
zu verrechnen. 

N. . erst 
(Behörde, Unterſchrift.) 
An die Kaſſe 
Quittung. 
Betrag erhalten. 
N., den eee tee 
(Unterſchrift.) 


) Die im § 1 unter I und II des Reiſekoſtengeſetzes genannten Beamten. 
) Beſondere Begründungen (vgl. 88 5, 6, 8, 17, 24, 33, 37 der Ausführungsbeſtimmungen). 
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Beiſpiele. 


1. Zu $$ 11 bis 13 und $ 34. 


1 


1 


— —— 0 
A B 

Die Dienftreife wird von der außerhalb eines Ortes liegenden 
Wohnung 4 des Beamten nach dem Geſchäftsorte B ausgeführt. Dann 
werden, da nach $$ 11 bis 13, um den Anſpruch auf Reiſekoſten zu 
begründen, die Entfernung von der Grenze des Ortes B nach A 
2 Kilometer oder mehr betragen muß, Reiſekoſten nicht gewährt, wenn 
dieſe Entfernung geringer iſt als 2 Kilometer, auch wenn die Mitte 
von B 2 Kilometer oder mehr von A entfernt iſt. 
0 
A B 

Das Gleiche gilt, wenn von dem Wohnort A aus ein Dienſt⸗ 
geſchäft an der außerhalb eines Ortes liegenden Stelle B vorgenommen 
wird ($ 11 Abſ. 1 und 3, § 13 Abſ. 2). 
0 —— 

B 

Liegt ſowohl die Wohnung des Beamten als auch die Stelle des 
Dienſtgeſchäfts außerhalb eines Ortes, jo entſcheidet die Entfernung 
zwiſchen dieſen beiden Punkten ($ 11 Abſ. 1 und 3, § 12 Abſ. 2, 
§ 13 Abſ. 2). 

00 


. 

1 0,8 km 

DO : O0 

2,5 km D 55 

J, km 97 . 0,9 km 
b. 


a. 46 B 406 ———OB 
155 km 1,0 kn 


Die Reiſe wird von der außerhalb eines Ortes liegenden Wohnung A 
des Beamten nach dem Geſchäftsorte 8 und von B nach dem Ge 
ſchäftsorte C, von C nach dem Geſchäftsorte D und von D nach A aus: 
eführt. 
: Reiſekoſten werden gewährt, wenn wenigſtens bei einem der 
Geſchäftsorte die Entfernung von der Ortsgrenze nach 4 in der einen 
wie in der anderen Reiſerichtung, das heißt ſowohl über die Mitte der 
vorher berührten als auch über die Mitte der nachher berührten Ge 
ſchäftsorte, mindeſtens 2 Kilometer beträgt (§ 11 Abſ. 1 Satz 2). 


KA 


OR 


In dem Beiſpiel a liegt dieſe Vorausſetzung nicht bei B und D, 
wohl aber bei C vor; deshalb find Reiſekoſten zu gewähren. In dem 
Beiſpiele b liegen dieſe Vorausſetzungen weder bei B noch bei C noch 
bei D vor; deshalb find keine Reiſekoſten zu gewähren. 

Eisenbahn Landweg 
0-0 
4 SR 0 

Die Reiſe wird vom Wohnort 4 mit der Eiſenbahn nach dem 
Orte B ausgeführt und von B auf dem Landwege nach dem Geſchäfts— 
orte C fortgeſetzt. 

Reiſekoſten werden gewährt, wenn ſowohl die Entfernung von der 
Grenze des Ortes A nach der Mitte des Ortes C mals auch diejenige 
von der Grenze des Ortes C nach der Mitte des Ortes A mindeſtens 
2 Kilometer beträgt (§ 11 Abſ. 1 und 3). 

Die für die Höhe der Fahrkoſten maßgebende Entfernung wird, 
wenn dieſe Vorausſetzung zutrifft, für die Eiſenbahnſtrecke von Bahnhof A 
bis Bahnhof B, für die Landwegſtrecke von der Mitte des Ortes B 
nach der Mitte des Ortes C berechnet ($ 34 Abſ. 1). 


Eisenbahn Zandweg 
—s 8 
A Bafiniaf B B B 0 

Der Anfangspunkt der Landwegſtrecke (Bahnhof 5) liegt außerhalb, 
die Stelle des Dienſtgeſchäfts C ebenfalls außerhalb eines Ortes. 

Reiſekoſten werden gewährt, wenn die Entfernung von der Grenze 
des Ortes A nach C 2 Kilometer mindeſtens beträgt (§ 11 Abſ. 1 
und 3, § 13 Abſ. 2). 

Die für die Höhe der Fahrkoſten maßgebende Entfernung wird 
für die Eiſenbahnſtrecke von Bahnhof A nach Bahnhof 5 (§ 34 Abſ. J), 
für die Landwegſtrecke von Bahnhof B nach C (§ 34 Abſ. 3) berechnet. 

Wegen einer Vergütung für Abgang in B unter Ausſchluß der 
Fahrkoſten für die Strecke von Bahnhof DB nach der Mitte des Ortes B 
vergleiche Beiſpiel 9a. 


II. Zu $$ 18, 29, 30, 31, 34. (Zugang und Abgang). 


IR 


— — 0 
RZ, Bahnhof A B 


———— 
4 B 

Der Bahnhof des Wohnorts A und der Bahnhof des auswärtigen 
Übernachtungsorts B liegen innerhalb des Ortes oder in geringerer 
Entfernung als 2 Kilometer von der Ortsgrenze. 

Es wird ein Zugang in A und ein Abgang in B vergütet 
($18 Abſ. 1, § 29 Abſ. 1). 


O O 


Der Bahnhof 4 liegt 2 Kilometer oder mehr von der Grenze 
des Ortes A entfernt. f 
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Es wird in A kein Zugang vergütet. Für den Weg zum Bahnhofe 
werden Fahrkoſten gezahlt oder die Straßenbahnauslagen erſtattet. 
Iſt A Wohnort oder auswärtiger Übernachtungsort, fo wird mindeſtens 
ein Betrag gewährt, welcher der geſetz⸗ oder verordnungsmäßigen Ver⸗ 
gütung für Zugang gleichkommt (§ 18 Abſ. 2 Satz 1, § 31 Abſ. I). 


Eisenbahn Landweg 
9.00 ee © 
4 Banff B B 0 


Der Beamte übernachtet in B und ſetzt die Reiſe nach C auf 
dem Landwege fort. a u: 

a. Der Bahnhof B liegt weniger als 2 Kilometer von der Grenze 
des Ortes B entfernt. 

i In dieſem Falle wird für den Weg vom Bahnhofe B nach 
dem Orte B die Vergütung für Abgang gewährt (§ 18 Abſ. 1, 
§ 29 Abſ. 1). Die für die Höhe der Fahrkoſten für den Land⸗ 
weg maßgebende Entfernung wird von der Mitte des Ortes B 
nach der Mitte des Ortes C berechnet ($ 34 Abſ. I). 

b. Der Bahnhof B liegt 2 Kilometer oder mehr von der Grenze 
des Ortes B entfernt. In dieſem Falle wird eine Vergütung 
für Abgang nicht gewährt ( 18 Abſ. 2 Satz 2). Die für die 
Höhe der Fahrkoſten maßgebende Entfernung wird von dem 
Bahnhofe B über den Ort B nach der Mitte des Ortes C be⸗ 
rechnet (§ 34 Abſ. 1 und 3, § 31 Abſ. 1). 


10. Eisenbahn = Landweg 
A BahnfB B 0 

Der Beamte übernachtet nicht in B, ſondern erledigt dort nur 
ein Dienſtgeſchäft und ſetzt die Reiſe auf dem Landwege nach fort. 
Der Bahnhof B liegt weniger als 2 Kilometer von der Grenze des 
Ortes B entfernt. 

In dieſem Falle wird für den Weg vom Bahnhofe B nach dem 
Orte B keine Vergütung für Abgang gewährt (§ 18 Abſ. 1 Satz 2). 
Die für die Höhe der Fahrkoſten für den Landweg maßgebende Ent⸗ 
fernung wird von dem Bahnhofe B über B nach der Mitte des 
Ortes C berechnet (§ 34 Abſ. 1 und 3). 5 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Gefehes vom 10. April 1872 (Geſetſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 

1. die Allerhöchſte Urkunde vom 7. Februar 1910, betreffend die von der 
Weſtfäliſchen Landeseiſenbahngeſellſchaft in Lippſtadt beſchloſſene Ver⸗ 
mehrung ihres Grundkapitals, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 33 S. 645, ausgegeben 
am 19. Auguſt 1910, 

der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 34 S. 389, ausgegeben am 
25. Auguſt 1910, und 

der Königl. Regierung zu Minden Nr. 33 S. 215, ausgegeben am 
20. Auguſt 1910, 

2. der am 6. Mai 1910 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
der Meliorations⸗Sozietät der Boker Heide vom 24. Juli 1850 durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Minden Nr. 35 S. 221, aus⸗ 
gegeben am 3. September 1910; 

3. das am 17. Juni 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Thalszenten⸗Jurken in Jurken im Kreiſe Ragnit 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 34 S. 349, 
ausgegeben am 24. Auguſt 1910, 

4. das am 2. Juli 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Königreich⸗ 
Weſtmoorender Schleuſenverband in Eſtebrügge im Kreiſe Jork durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 30 S. 211, ausge⸗ 
geben am 29. Juli 1910; f 

5. das am 2. Juli 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft Borowo in Borowo im Kreiſe Schroda durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 31 S. 503, ausgegeben am 
2. Auguſt 1910; 

6. das am 2. Juli 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ und 
Bewäſſerungsgenoſſenſchaft Krofdorf⸗Gleiberg in Krofdorf⸗Gleiberg im 
Kreiſe Wetzlar durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Coblenz 
Nr. 34 S. 209, ausgegeben am 4. Auguſt 1910; 

7. das am 25. Juli 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Bewäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft Stohentin in Stohentin im Landkreiſe Stolp i. Pomm. 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 34 S. 207, 
ausgegeben am 25. Auguſt 1910; Tr 

8. der am 26. Juli 1910 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für den Deichverband zur Herſtellung und Unterhaltung eines Sommer⸗ 
deichs auf dem linken Ufer der Eider in den Gemarkungen Oldenbüttel 
und Lütjenweſtedt im Kreiſe Rendsburg vom 13. April 1909 durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 34 S. 361, aus⸗ 
gegeben am 20. Auguſt 1910. Rn 
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